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Als Sanierung bezeichnet man Maßnah-
men, die darauf gerichtet sind, ein Unter-

nehmen oder einen Unternehmensträger vor 
dem fi nanziellen Zusammenbruch zu bewah-
ren und wieder ertragsfähig zu machen, oft 
(auch) durch einen Erlass betrieblicher Ver-
bindlichkeiten durch die Gläubiger. Durch 
den Wegfall der Verbindlichkeiten tritt eine 
Erhöhung des Betriebsvermögens ein, die 
steuerlich regelmäßig als Gewinn zu behan-
deln ist. 

Da dem Unternehmen durch den Schulderlass 
jedoch keine liquiden Mittel zugeführt werden, 
gefährden auf den aus der Sanierung entstehen-
den Gewinn anfallende Steuern das Ziel der 
Sanierung. Darum hat der Reichsfi nanzhof be-
reits 1927 entschieden, dass ein dergestalt ent-
standener Gewinn nicht der Besteuerung unter-

liegt. Eine entsprechende, später dann aufge-
nommene gesetzliche Regelung wurde per Ge-
setz vom 29.10.1997 aber wieder aufgehoben.

In der Erkenntnis, dass die Besteuerung von 
Sanierungsgewinnen allerdings mit der Insol-
venzordnung in einem Zielkonfl ikt steht, hat 
das Bundesfi nanzministerium mit zwei Ver-
waltungsanweisungen in den Jahren 2003 und 
2009 verfügt, dass zunächst die ertragsteuer-
lichen Verlustverrechnungsmöglichkeiten 
auszuschöpfen sind und sodann die Steuer 
auf Antrag abweichend festzusetzen und mit 
dem Ziel des späteren Erlasses zu stunden ist.

Dieser sog. Sanierungserlass landete schließ-
lich vor dem obersten deutschen Steuerge-
richt (Bundesfi nanzhof), das in seinem am 
07.02.2017 bekanntgegebenen Beschluss 
vom 28.11.2016 den Billigkeitserlass von 
Steuern auf einen Sanierungsgewinn als 
Verstoß gegen den Grundsatz der Gesetz-
mäßigkeit der Verwaltung angesehen und 
verworfen hat. 

Das Bundesfi nanzministerium verfügte da-
raufhin, dass die bisherige Verwaltungsan-
weisung für bis zum 08.02.2017 ausgespro-
chene Schuldenerlasse dennoch gelten solle. 

Durch das Gesetz vom 27.06.2017 wurden 
dann Einkommensteuer-, Gewerbesteuer- und 
Körperschaftsteuergesetz geändert, um die 
Steuerfreiheit der Sanierungsgewinne auf eine 
gesetzliche Grundlage zu stellen. Das Gesetz 
steht allerdings unter Vorbehalt der Zustim-
mung der EU-Kommission, deren Prüfung sich 
hinzieht und die bei Redaktionsschluss dieser 
Zeitung noch nicht abgeschlossen war. Es steht 
daher zu befürchten, dass im Jahr 2017 voll-
zogene Sanierungen nicht unter die neue ge-
setzliche Regelung fallen werden.

Zwischenzeitlich hat erneut der Bundesfi nanz-
hof die Bühne betreten und der Verwaltungs-
anweisung zur weiteren Anwendung für bis 
zum 08.02.2017 ausgesprochene Schuldener-
lasse mit Urteil vom 23.08.2017 eine Absage 
erteilt. 

Sanierungsvorhaben und insbesondere Insol-
venzpläne, die auf einer Steuerfreiheit des 
Sanierungsgewinns basieren, sind derzeit nicht 
rechtssicher umsetzbar. Der Gesetzgeber hat 
sich offenbar leider nicht in der Lage gese-
hen, in den letzten 15 Jahren seit der ersten 
Verwaltungsanweisung aus dem Jahre 2003 
ein gesetzlich kodifi ziertes Insolvenz- und 
Sanierungssteuerrecht umzusetzen. <
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Anzeige

Sanierungsgewinne waren immer steuerfrei – oder doch nicht?
Fehlende Rahmenbedingungen für erfolgreiche Sanierungen
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